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Das Konjunkturstärkungsgesetz (KonStG 2020) soll mit Maß-
nahmen im Abgabenrecht Entlastung bringen und den Stand-
ort stärken. Der folgende Überblick über ausgewählte Maß-
nahmen basiert auf dem im Nationalrat beschlossenen Gesetz 
und den dazugehörigen Erläuterungen.

Änderung des Einkommensteuertarifs

Der Einkommensteuersatz wird rückwirkend ab 1.1.2020 
für Einkommensteile von € 11.000,00 bis € 18.000,00 20 % 
(statt wie bisher 25 %) betragen. Für Einkommensteile über 
€ 1 Mio. soll der Steuersatz bis 2025 55 % betragen (bisher 
bis 2020). Zudem wird für Arbeitnehmer mit geringem Ein-
kommen der Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag bzw. der 
SV-Bonus erhöht.

Änderungen bei Abschreibungen

Alternativ zur linearen Abschreibung können Wirtschafts-
güter, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft oder herge-

stellt werden, mit einer degressiven Absetzung für Abnut-
zung (AfA) mit einem unveränderlichen Prozentsatz von 
höchstens 30 % abgeschrieben werden. Für bestimmte Wirt-
schaftsgüter ist die degressive Abschreibung allerdings aus-
geschlossen.

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft oder 
hergestellt worden sind, ist eine beschleunigte AfA vorgese-
hen. Die AfA von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
kann höchstens das Dreifache des bisher gültigen Prozentsat-
zes, im darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache betra-
gen. Mehr dazu finden Sie in einem gesonderten Artikel.

Verlustrücktrag

Verluste aus betrieblichen Einkünften, die im Zuge der Ver-
anlagung 2020 nicht ausgeglichen werden können, können 
im Rahmen der Veranlagung 2019 bis zu € 5.000.000,00 vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte vor Sonderausgaben
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Was ist die COVID-19 
Investitionsprämie?

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3.
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Im Konjunkturstärkungsgesetz (Kon-
StG 2020) finden sich neben einer Viel-
zahl von Änderungen auch Maßnahmen 
zur steuerlichen Förderung von Investi-
tionen.

Degressive Abschreibung

Alternativ zur linearen Abschreibung 
ist für Wirtschaftsgüter, die nach dem 
30.  Juni 2020 angeschafft oder herge-
stellt werden, eine degressive Absetzung 
für Abnutzung (AfA) mit einem unver-
änderlichen Prozentsatz von höchs-
tens 30 % möglich. Der Prozentsatz 
ist auf den jeweiligen Buchwert (Rest-
buchwert) anzuwenden. Der höhere 
AfA-Betrag zu Beginn der Nutzungs-
dauer vermindert die Steuerbemes-
sungsgrundlage und soll so Investitions-
entscheidungen positiv beeinflussen. 

Für folgende Wirtschaftsgüter ist die 
degressive Abschreibung allerdings aus-
geschlossen:

 • Wirtschaftsgüter, für die eine Sonder-
form der Absetzung für Abnutzung 
vorgesehen ist, ausgenommen Elek-
troautos. Dies betrifft unter anderem 
Gebäude, Firmenwert und Pkw bzw. 
Kombis (außer bei Nutzung als Fahr-

schulkraftfahrzeuge oder für Zwecke 
der gewerblichen Personenbeförde-
rung).

 • Unkörperliche Wirtschaftsgüter, die 
nicht den Bereichen Digitalisierung, 
Ökologisierung und Gesundheit/
Life-Science zuzuordnen sind. Wei-
terhin ausgenommen bleiben jedoch 
jene, die zur entgeltlichen Überlas-
sung bestimmt sind oder von einem 
konzernzugehörigen Unternehmen 
bzw. von einem einen beherrschen-
den Einfluss ausübenden Gesellschaf-
ter erworben werden. 

 • Anlagen, die der Förderung, dem 
Transport oder der Speicherung fos-
siler Energieträger dienen, sowie An-
lagen, die fossile Energieträger direkt 
nutzen. Darunter fallen Energie- 
erzeugungsanlagen, sofern diese mit 
fossiler Energie betrieben werden, 
Tank- und Zapfanlagen für Treib- und 
Schmierstoffe und Brennstofftanks, 
wenn diese der energetischen Nut-
zung fossiler Kraft- und Brennstoffe 
dienen, sowie Luftfahrzeuge.

Die Inanspruchnahme der degressiven 
AfA ist unabhängig von der Gewinn-
ermittlungsart möglich (Voraussetzun-
gen sind zu beachten), auch im außer-
betrieblichen Bereich. Die Halbjahres-

abschreibungsregelung bleibt auch bei 
Vornahme einer degressiven AfA auf-
recht.

Beschleunigte AfA bei Anschaffung 
oder Herstellung von Gebäuden

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, ist eine beschleunigte AfA vorge-
sehen. Der bisher gültige Abschrei-
bungsprozentsatz von Gebäuden be-
trägt ohne Nachweis der Nutzungsdauer 
2,5 % bzw. 1,5 % bei für Wohnzwecken 
überlassenen Gebäuden. Im Jahr, in dem 
die Absetzung für Abnutzung erstma-
lig zu berücksichtigen ist, soll die AfA 
von den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten nun höchstens das Drei- 
fache des bisher gültigen Prozentsatzes, 
im darauffolgenden Jahr höchstens das 
Zweifache betragen. Ab dem zweitfol-
genden Jahr erfolgt die Bemessung der 
AfA wie bisher. Die Halbjahresabschrei-
bungsregelung ist nicht anzuwenden, 
sodass auch bei Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage im zweiten Halbjahr 
der volle Jahres-AfA-Betrag aufwands-
wirksam ist. Eine ähnliche Regelung ist 
auch bei Überschussermittlung anwend-
bar. 

Wie sollen Investitionen steuerlich  
gefördert werden?

und außergewöhnlichen Belastungen 
abgezogen werden (Verlustrücktrag). 
Soweit ein Abzug im Rahmen der Veran-
lagung 2019 nicht möglich ist, kann die-
ser unter bestimmten Voraussetzungen 
auf Antrag bei der Veranlagung 2018 
erfolgen. Der Finanzminister kann per 
Verordnung festlegen, dass eine Verlust-
berücksichtigung im Rahmen der Ver-
anlagung 2019 sowie 2018 bereits vor 
Durchführung der Veranlagung 2020 
erfolgen kann.

Endet im Kalenderjahr 2020 ein abwei-
chendes Wirtschaftsjahr, besteht das 
Wahlrecht, den Verlust aus der Veran-
lagung 2020 oder aus der Veranlagung 
2021 rückzutragen. Wird der Verlust 
aus der Veranlagung 2021 rückgetra-
gen, beziehen sich die Regelungen auf 
die Kalenderjahre 2021, 2020 und 2019. 
Für steuerliche Unternehmensgruppen 

bestehen ergänzende Regelungen für 
den Verlustrücktrag.

Stundungen und Ratenzahlungen

Stundungen, die nach dem 15. März 
2020 bewilligt worden sind und deren 
Stundungsfrist am 30. September oder 
am 1. Oktober 2020 endet, werden 
gesetzlich bis 15. Jänner 2021 verlän-
gert. Danach hat man unter bestimmten 
Voraussetzungen Anspruch auf Raten-
zahlungen. Details finden Sie in einem 
gesonderten Artikel.

Änderungen für Land- und Forst- 
wirtschaft

Hier ist unter anderem eine Änderung 
der Besteuerung des Gewinns aus Kala-
mitätsnutzungen zu nennen. Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft kön-

nen ab 2020 auf drei Jahre verteilt ver-
steuert werden. Die Umsatzgrenze zur 
Verpflichtung zur Buchführung wurde 
erhöht und die Einheitswertgrenze für 
die Buchführung ist entfallen.

Sonstige Änderungen

Weitere Maßnahmen sind unter ande-
rem Anpassungen der Flugabgabe und 
Anpassungen der COVID-Sonderrege-
lungen für die Durchführung von Amts-
handlungen. Für Arbeitnehmer, welchen 
aufgrund von Kurzarbeit reduzierte lau-
fende Bezüge zugeflossen sind, wird das 
Jahressechstel 2020 pauschal um 15 % 
erhöht, um eine erhöhte Besteuerung 
von Urlaubs- und Weihnachtsgeld zu 
vermeiden. Auch ein nachträglicher Ver-
zicht auf den Familienbonus Plus wird 
ermöglicht.  

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Was ist die COVID-19 Investitionsprämie?
Mit der COVID-19 Investitionsprämie 
soll ein Anreiz für Unternehmensinves-
titionen geschaffen werden. Die Inves-
titionsprämie wird 7 % von bestimm-
ten Neuinvestitionen betragen, bei 
Neuinvestitionen in den Bereichen Kli-
maschutz, Digitalisierung, Gesundheit 
und Life-Science 14 %. Als Förderungs-
werber kommen bestehende und neu-
gegründete Unternehmen aller Bran-
chen und aller Größen in Betracht.

Gefördert werden sollen 

 • materielle und immaterielle aktivie-
rungspflichtige Neuinvestitionen 

 • in das abnutzbare Anlagevermögen 
 • eines Unternehmens an österreichi-
schen Standorten, 

 • für die zwischen dem 1. September 
2020 und 28. Februar 2021 diese För-
derung beantragt werden kann. Erste 
Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Investition müssen zwischen 
1. August 2020 und 28. Februar 2021 
gesetzt werden.

Nicht förderungsfähig sind insbeson-
dere 

 • klimaschädliche Investitionen,
 • unbebaute Grundstücke,
 • Finanzanlagen,
 • Unternehmensübernahmen und 
 • aktivierte Eigenleistungen.

Details werden in der Förderungsricht-
linie konkretisiert.

Als klimaschädliche Investitionen gelten 
Investitionen in die Errichtung bzw. die 
Erweiterung von Anlagen, die der För-
derung, dem Transport oder der Spei-
cherung fossiler Energieträger dienen, 
sowie die Errichtung von Anlagen, die 
fossile Energieträger direkt nutzen. 
Die Investitionsprämie für Investitio-
nen in bestehende Anlagen, die fossile 
Energieträger direkt nutzen, kann nur 

in Anspruch genommen werden, wenn 
eine substanzielle Treibhausgasreduk-
tion durch die Investition erzielt wird.

Das Förderungsprogramm „COVID-19 
Investitionsprämie“ soll mit 1. Sep-
tember 2020 starten, Anträge können 
bis 28. Februar 2021 gestellt werden. 
Zuständig für die Abwicklung dieses 
Förderprogramms ist die Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (aws). Die Aus-
gestaltung der Förderrichtlinie bleibt 
abzuwarten. 

Stundungen, die nach dem 15. März 
2020 bewilligt worden sind und deren 
Stundungsfrist am 30. September 
oder am 1. Oktober 2020 endet, blei-
ben bis 15. Jänner 2021 unter Einbe-
ziehung jener Abgaben aufrecht, wel-
che bis spätestens 25. September 
2020, im Falle von Einkommensteuer- 
bzw. Körperschaftsteuervorauszah-
lungen bis spätestens 27. November 
2020, auf dem Abgabenkonto ver-
bucht wurden.

Bis zum Ende des Stundungszeitrau-
mes kann ein Antrag auf Ratenzah-
lung in zwölf angemessenen Monats-
raten gestellt werden. Wird der Antrag 

fristgerecht eingebracht, besteht ein 
Anspruch auf Gewährung einer Raten-
bewilligung. Diese begünstigte Raten-
zahlung kann aber nur einmal bewil-
ligt werden. Ist nach erfolgter Bewil-
ligung ein Terminverlust eingetre-
ten, kann keine weitere Ratenzahlung 
unter den oben genannten Bedingun-
gen gewährt werden.

Sofern die gewährten Raten einge-
halten werden und kein Terminver-
lust eintritt, besteht für den am Ende 
der Ratenvereinbarung verbleiben-
den Restbetrag (also die letzte Rate) 
zusätzlich ein gesetzlicher Anspruch 
auf eine weitere Ratenbewilligung 

für einen Zeitraum von bis zu sechs 
Monaten, wenn dessen sofortige Ent-
richtung mit erheblichen Härten ver-
bunden wäre.

Für den Zeitraum zwischen 15. März 
2020 und 15. Jänner 2021 sind keine 
Stundungszinsen vorzuschreiben. 
Danach erhöht sich der Prozentsatz 
der Stundungszinsen stufenweise. 
Anspruchszinsen betreffend Nachfor-
derungen für den Veranlagungszeit-
raum 2020 sollen nicht vorgeschrie-
ben werden. Für Abgaben mit Fäl-
ligkeit zwischen dem 15. März 2020 
und 31. Oktober 2020 sind auch keine 
Säumniszuschläge zu entrichten.
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WIE SIND WEITERE STUNDUNGEN UND RATENZAHLUNGEN  
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Im Konjunkturstärkungsgesetz (Kon-
StG 2020) finden sich neben einer Viel-
zahl von Änderungen auch Maßnahmen 
zur steuerlichen Förderung von Investi-
tionen.

Degressive Abschreibung

Alternativ zur linearen Abschreibung 
ist für Wirtschaftsgüter, die nach dem 
30.  Juni 2020 angeschafft oder herge-
stellt werden, eine degressive Absetzung 
für Abnutzung (AfA) mit einem unver-
änderlichen Prozentsatz von höchs-
tens 30 % möglich. Der Prozentsatz 
ist auf den jeweiligen Buchwert (Rest-
buchwert) anzuwenden. Der höhere 
AfA-Betrag zu Beginn der Nutzungs-
dauer vermindert die Steuerbemes-
sungsgrundlage und soll so Investitions-
entscheidungen positiv beeinflussen. 

Für folgende Wirtschaftsgüter ist die 
degressive Abschreibung allerdings aus-
geschlossen:

 • Wirtschaftsgüter, für die eine Sonder-
form der Absetzung für Abnutzung 
vorgesehen ist, ausgenommen Elek-
troautos. Dies betrifft unter anderem 
Gebäude, Firmenwert und Pkw bzw. 
Kombis (außer bei Nutzung als Fahr-

schulkraftfahrzeuge oder für Zwecke 
der gewerblichen Personenbeförde-
rung).

 • Unkörperliche Wirtschaftsgüter, die 
nicht den Bereichen Digitalisierung, 
Ökologisierung und Gesundheit/
Life-Science zuzuordnen sind. Wei-
terhin ausgenommen bleiben jedoch 
jene, die zur entgeltlichen Überlas-
sung bestimmt sind oder von einem 
konzernzugehörigen Unternehmen 
bzw. von einem einen beherrschen-
den Einfluss ausübenden Gesellschaf-
ter erworben werden. 

 • Anlagen, die der Förderung, dem 
Transport oder der Speicherung fos-
siler Energieträger dienen, sowie An-
lagen, die fossile Energieträger direkt 
nutzen. Darunter fallen Energie- 
erzeugungsanlagen, sofern diese mit 
fossiler Energie betrieben werden, 
Tank- und Zapfanlagen für Treib- und 
Schmierstoffe und Brennstofftanks, 
wenn diese der energetischen Nut-
zung fossiler Kraft- und Brennstoffe 
dienen, sowie Luftfahrzeuge.

Die Inanspruchnahme der degressiven 
AfA ist unabhängig von der Gewinn-
ermittlungsart möglich (Voraussetzun-
gen sind zu beachten), auch im außer-
betrieblichen Bereich. Die Halbjahres-

abschreibungsregelung bleibt auch bei 
Vornahme einer degressiven AfA auf-
recht.

Beschleunigte AfA bei Anschaffung 
oder Herstellung von Gebäuden

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, ist eine beschleunigte AfA vorge-
sehen. Der bisher gültige Abschrei-
bungsprozentsatz von Gebäuden be-
trägt ohne Nachweis der Nutzungsdauer 
2,5 % bzw. 1,5 % bei für Wohnzwecken 
überlassenen Gebäuden. Im Jahr, in dem 
die Absetzung für Abnutzung erstma-
lig zu berücksichtigen ist, soll die AfA 
von den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten nun höchstens das Drei- 
fache des bisher gültigen Prozentsatzes, 
im darauffolgenden Jahr höchstens das 
Zweifache betragen. Ab dem zweitfol-
genden Jahr erfolgt die Bemessung der 
AfA wie bisher. Die Halbjahresabschrei-
bungsregelung ist nicht anzuwenden, 
sodass auch bei Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage im zweiten Halbjahr 
der volle Jahres-AfA-Betrag aufwands-
wirksam ist. Eine ähnliche Regelung ist 
auch bei Überschussermittlung anwend-
bar. 

Wie sollen Investitionen steuerlich  
gefördert werden?

und außergewöhnlichen Belastungen 
abgezogen werden (Verlustrücktrag). 
Soweit ein Abzug im Rahmen der Veran-
lagung 2019 nicht möglich ist, kann die-
ser unter bestimmten Voraussetzungen 
auf Antrag bei der Veranlagung 2018 
erfolgen. Der Finanzminister kann per 
Verordnung festlegen, dass eine Verlust-
berücksichtigung im Rahmen der Ver-
anlagung 2019 sowie 2018 bereits vor 
Durchführung der Veranlagung 2020 
erfolgen kann.

Endet im Kalenderjahr 2020 ein abwei-
chendes Wirtschaftsjahr, besteht das 
Wahlrecht, den Verlust aus der Veran-
lagung 2020 oder aus der Veranlagung 
2021 rückzutragen. Wird der Verlust 
aus der Veranlagung 2021 rückgetra-
gen, beziehen sich die Regelungen auf 
die Kalenderjahre 2021, 2020 und 2019. 
Für steuerliche Unternehmensgruppen 

bestehen ergänzende Regelungen für 
den Verlustrücktrag.

Stundungen und Ratenzahlungen

Stundungen, die nach dem 15. März 
2020 bewilligt worden sind und deren 
Stundungsfrist am 30. September oder 
am 1. Oktober 2020 endet, werden 
gesetzlich bis 15. Jänner 2021 verlän-
gert. Danach hat man unter bestimmten 
Voraussetzungen Anspruch auf Raten-
zahlungen. Details finden Sie in einem 
gesonderten Artikel.

Änderungen für Land- und Forst- 
wirtschaft

Hier ist unter anderem eine Änderung 
der Besteuerung des Gewinns aus Kala-
mitätsnutzungen zu nennen. Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft kön-

nen ab 2020 auf drei Jahre verteilt ver-
steuert werden. Die Umsatzgrenze zur 
Verpflichtung zur Buchführung wurde 
erhöht und die Einheitswertgrenze für 
die Buchführung ist entfallen.

Sonstige Änderungen

Weitere Maßnahmen sind unter ande-
rem Anpassungen der Flugabgabe und 
Anpassungen der COVID-Sonderrege-
lungen für die Durchführung von Amts-
handlungen. Für Arbeitnehmer, welchen 
aufgrund von Kurzarbeit reduzierte lau-
fende Bezüge zugeflossen sind, wird das 
Jahressechstel 2020 pauschal um 15 % 
erhöht, um eine erhöhte Besteuerung 
von Urlaubs- und Weihnachtsgeld zu 
vermeiden. Auch ein nachträglicher Ver-
zicht auf den Familienbonus Plus wird 
ermöglicht.  
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Viele Unternehmen und deren Mitarbeiter konnten (oder 
mussten) in den letzten Monaten Erfahrungen zum 
Thema Arbeit im Homeoffice sammeln. Bei der Rück-
kehr zu einem normalen Bürobetrieb stellt sich nun oft 
die Frage, ob die Arbeit aus dem Homeoffice nicht gene-
rell für manche Mitarbeiter ein dauerhaftes Modell ist. 
Neben der Klärung einiger rechtlicher und organisatori-
scher Fragen sollten zu Beginn einer dauerhaften Umstel-
lung auf Homeoffice Führungskraft und Mitarbeiter aber 
vorab klären, ob Homeoffice für die individuelle private 
und berufliche Situation des Mitarbeiters geeignet ist. 
Hier einige Fragestellungen dazu:

 • Wie waren die Erfahrungen bisher im Homeoffice? Was 
hat gut funktioniert? Wo hat es nicht geklappt?

 • Sind die Erwartungen an die Leistung im Homeoffice 
klar ausgesprochen und von beiden Seiten gut verstan-
den? Gibt es klare, schriftlich vereinbarte Ziele?

 • Ist im Homeoffice des Mitarbeiters ein ruhiger Platz 
zum Arbeiten gegeben? Welche Rahmenbedingungen 
(Erreichbarkeit usw.) müssen vereinbart werden?

 • Arbeitet der Mitarbeiter tatsächlich gerne alleine? 
Durch das Homeoffice leiden die sozialen, beruflichen 
Kontakte eines Menschen. Häufige Telefonate und 
Videokonferenzen können dies nur bedingt ersetzen.

 • Wie gestaltet sich konkret die Führung des Mitarbei-
ters? Wie hoch ist seine Eigenmotivation?

HOMEOFFICE:  
WER KOMMT DAFÜR IN FRAGE?

Für welche Waren und Leis-
tungen wurde die Umsatz-
steuer auf 5 % gesenkt?

Wie bereits online berichtet, wurde der Umsatzsteuersatz 
für bestimmte Umsätze für den Zeitraum vom 1.7.2020 
bis 31.12.2020 auf 5 % gesenkt. Im Folgenden finden Sie 
die Eckdaten dieser Regelung in einem kurzen Überblick.  
Aktuelle und detailliertere Informationen finden Sie auf unse-
rer Kanzleihomepage und in Form von FAQs (u. a. mit Beispie-
len, Fragen zu Abgrenzungen, Voraussetzungen, Vorgangs-
weise bei An- und Vorauszahlungen) auf der Website des BMF 
(https://www.bmf.gv.at/themen/steuern/fuer-unterneh-
men/umsatzsteuer/informationen.html).

In der Gastronomie betrifft der neue Steuersatz die Verab-
reichung von Speisen und den Ausschank von Getränken im 
Sinne des § 111 Abs.1 der Gewerbeordnung. Betroffen sind 
aber beispielsweise auch Buschenschanken, Bäckereien, Flei-
schereien und Schutzhütten. Für die landwirtschaftliche Gast-
ronomie entfällt die Zusatzsteuer für entsprechende Getränke.

Auch die Beherbergung in eingerichteten Wohn- und Schlaf-
räumen sowie die Vermietung von Grundstücken für Cam-
pingzwecke sind vom ermäßigten Steuersatz in Höhe von 5 % 
erfasst.

In der Kulturbranche sind z. B. bestimmte Waren (Kunst-
werke) und Leistungen, wie z. B. Umsätze aus der Tätigkeit 
als Künstler, der Betrieb eines Theaters/Zoos/botanischen 
Gartens, Musik- und Gesangsaufführungen, Film- und Zirkus-
vorführungen sowie die Tätigkeit als Schausteller, betroffen.

Im Publikationsbereich sind unter anderem Bücher, Broschü-
ren, Zeitungen, Bilderalben, Noten, kartographische Erzeug-
nisse aller Art, elektronische Publikationen (auch Hörbücher) 
begünstigt.

Ob bestimmte von Ihrem Unternehmen angebotene Lieferun-
gen oder Leistungen unter die neue Regelung fallen und wel-
che Voraussetzungen allenfalls gegeben sein müssen, ist im 
Einzelfall in einer individuellen Beratung zu beurteilen. 
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VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Juni 2020 1,1 108,0 119,6

Mai 2020 0,7 107,4 118,9

April 2020 1,5 108,1 119,7

Fälligkeitsdatum 17. August 2020

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juni

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Juli

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für II. Quartal 2020

ESt- und KöSt-Vorauszahlung  für III. Quartal 2020
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